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(2) Das ersuchte Gericht hat dem ersuchenden Gericht auf 
Verlangen Art und Höhe der entstandenen Kosten mitzutei­
len.

Artikel 13 
Ablehnung der Rechtshilfe

(1) Die Gewährung von Rechtshilfe ist abzulehnen, wenn 
die Erledigung eines Ersuchens die Souveränität, Sicherheit 
oder die Grundprinzipien der Staats- und Rechtsordnung des 
ersuchten Vertragsstaates beeinträchtigen könnte.

(2) Die Ablehnung der Rechtshilfe wird dem ersuchenden 
Vertragsstaat unter Angabe der Gründe mitgeteilt.

T e i 1 III

Anerkennung und Vollstreckung 
von gerichtlichen Entscheidungen 

in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen

Artikel 14
Entscheidungen, die der Anerkennung 

und Vollstreckung unterliegen

(1) Die von den Gerichten des einen Vertragsstaates er­
gangenen und rechtskräftigen Entscheidungen über vermö­
gensrechtliche Ansprüche in Zivil-, Familien- und Arbeits­
rechtssachen werden auf dem Territorium des anderen 
Vertragsstaates unter den in diesem Vertrag festgelegten Vor­
aussetzungen anerkannt und vollstreckt, wenn sie nach dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages ergangen sind.

(2) Als Entscheidungen im Sinne des Absatzes 1 gelten auch 
Urkunden und Schriftstücke, die eine Verpflichtung zur Zah­
lung von Unterhalt enthalten und von den zuständigen Or­
ganen eines der Vertragsstaaten errichtet oder beglaubigt 
worden sind.

Artikel 15
Voraussetzungen für die Anerkennung und Vollstreckung
Die in Artikel 14 genannten Entscheidungen der Gerichte 

des einen Vertragsstaates werden auf dem Territorium des 
anderen Vertragsstaates anerkannt und vollstreckt,
1. wenn die Entscheidung nach den Gesetzen des Entschei­

dungsstaates rechtskräftig ist;
2. wenn das Gericht des Entscheidungsstaates in dem Ver­

fahren nach Artikel 16 zuständig war;
3. wenn die unterlegene Prozeßpartei nach den Gesetzen 

des Entscheidungsstaates ordnungsgemäß geladen war 
und vertreten werden konnte;

4. wenn über den gleichen Anspruch zwischen den gleichen 
Prozeßparteien auf dem Territorium des Anerkennungs­
staates nicht bereits früher eine rechtskräftige Entschei­
dung ergangen ist oder wenn bei dem Gericht des Aner­
kennungsstaates nicht ein Verfahren in dieser Sache an­
hängig ist;

5. wenn die Anerkennung und Vollstreckung den. Grund­
prinzipien der Staats- und Rechtsordnung des Anerken­
nungsstaates nicht widerspricht.

Artikel 16 
Zuständigkeit
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(1) Die Zuständigkeit der Gerichte des Entscheidungsstaates 
ist im Sinne des Artikels 15 gegeben, wenn nach dem Recht

des Entscheidungsstaates dessen Gerichte zur Zeit der Einrei­
chung der Klage zur Durchführung von Verfahren sachlich 
zuständig waren.

(2) Die Zuständigkeit der Gerichte des Entscheidungsstaa­
tes ist nicht gegeben, wenn nach dem Recht des anderen Ver­
tragsstaates dessen Gerichte für die Durchführung von Ver­
fahren
1. über Ansprüche aus Rechten an einem auf dem Territo­

rium des Anerkennungsstaates gelegenen Grundstück 
oder Gebäude, oder

2. in erbrechtlichen Streitigkeiten, sofern der Erblasser zur 
Zeit seines Todes seinen letzten Wohnsitz auf dem Ter­
ritorium des Anerkennungsstaates hatte,

ausschließlich zuständig waren.

Artikel 17 
Antrag auf Vollstreckung

(1) Der Antrag auf Erteilung der Vollstreckbarkeitserklä­
rung einer Entscheidung und Einleitung der Vollstreckung 
kann unmittelbar bei dem Gericht erster Instanz des Entschei­
dungsstaates oder bei dem zuständigen Gericht des Vollstrek- 
kungsstaates eingereicht werden. Die Übermittlung an das 
zuständige Gericht des Vollstreckungsstaates erfolgt auf dem 
in Artikel 4 vereinbarten Wege.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:
1. eine Ausfertigung der Entscheidung mit der Bestätigung 

der Rechtskraft;
2. eine Bestätigung, daß die unterlegene Prozeßpartei nach 

den Gesetzen des Urteilsstaates ordnungsgemäß geladen 
war und vertreten werden konnte;

3. die beglaubigte Übersetzung der unter Ziffer .1 und 2 an­
geführten Urkunden in der Sprache des Vollstreckungs­
staates öder in französischer Sprache.

Artikel 18 
Verfahren

(1) Das Gericht des Vollstreckungsstaates, welches über 
den Antrag entscheidet, beschränkt sich allein darauf, festzu­
stellen, ob die in den Artikeln 15 und 17 festgelegten Voraus­
setzungen erfüllt sind. Sind diese gegeben, erteilt das Gericht 
die Vollstreckbarkeitserklärung.

(2) Das Verfahren für die Erteilung der Vollstreckbarkeits­
erklärung und Einleitung der Vollstreckung richtet sich nach 
den Gesetzen des Vollstreckungsstaates.

Artikel 19
Vollstreckung von Kostenentscheidungen

(1) Wird eine Prozeßpartei, die gemäß Artikel 1 von der 
Verpflichtung zur Sicherheitsleistung für die Verfahrensko­
sten befreit war, durch eine rechtskräftige gerichtliche Ent­
scheidung eines Vertragsstaates zur Erstattung der Verfah­
renskosten verpflichtet, so ist diese Kostenentscheidung auf 
Antrag der berechtigten Prozeßpartei auf dem Territorium 
des anderen Vertragsstaates gebührenfrei zu vollstrecken.

(2) Für den Antrag auf Vollstreckung und die beizufügen­
den Anlagen gilt Artikel 17 entsprechend.

(3) Das Gericht, welches über die Genehmigung der Voll­
streckung der Entscheidung gemäß Absatz 1 entscheidet, be­
schränkt sich allein darauf, festzustellen, ob die Kostenent­
scheidung rechtskräftig und vollstreckbar ist.


